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Armen-Arbeitshäuſer. 
(Fortſetzung.) 


(Referent Stadtrath Rickert; Man macht den Einwand gegen 
die Armenhäuſer, daß ſie zu theuer ſeien. Das iſt nur relativ richtig. 
Man findet ſich in der Regel in der offenen Armenpflege mit kleineren 
Beiträgen ab, als ein Armer im Armenhauſe koſtet. Aber trotzdem 
hat die Rechnung ein Loch, denn in der offenen Armenpflege unterftügt 
man Viele mit kleinen Beiträgen und in der geſchloſſenen Wenige 
mit größeren; eine einfache Multiplication ergibt den Rechnungsfehler. 
Außerdem ſind bei einer richtigen Verwaltung die Koſten nicht ſo 
groß. Wir haben z. B. in Danzig zwei Armenanſtalten für erwachſene 
Perſonen, eine auf dem Lande leine Meile von der Stadt) mit 350 
bis 360 Pfleglingen, und eine in der Stadt, die eben ſo viel hat. In 
der auf dem Lande koſtete bei 350 Pfleglingen im Jahre 1872 der 
Kopf 42 Thaler und einige Silbergroſchen. Ich weiß, daß er in 
Beulin 133 Thaler, in Dresden 102) Thaler koſtet, in den engliſchen 
Armenhäuſern noch mehr, das liegt in der Organiſation. Wir müſſen 
dahin ſtreben, daß die Armenhäuſer auf das Land kommen. Werden 
ſie in Verbindung gebracht mit dem landwirthſchaftlichen Betriebe, ſo 
an 5 Verwaltung auch die ſchwächſten Arbeitskräfte nutzbar machen. 
(Richtig!) In der friſchen Luft, in friedlicher ländlicher Thätigkeit 
erſtarkt manche Kraft. die man für die wirthſchaftliche Welt verloren 
glaubte. Der verſtorbene Profeſſor Huber hat in einer Broſchüre „zur 
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a 2 Nach einer Berichtigung durch den Correferenten Dr. Eras iſt dies die 
Aruttoziffer, von welcher der Ertrag des Arbeitshauſes abzurechnen ift. 


Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre | Reform des Armenweſens“ die Idee ausgeführt, Armencolonien zu 


bilden, große Landſtrecken anzukaufen für Capitalien, deren Zinſen 
auf die Armenverwaltung aufgehen. In dieſe Colonien wäre Alles 
aufzunehmen, einſchließlich der Kinder, und fie wären dann unter 
Verwaltung von freiwilligen Armenpflegern und Armenpflegerinnen 
zu ſtellen. Dieſe Ideen ſind unter heutigen Verhältniſſen nach meiner 
Ueberzeugung nicht durchführbar; wohl aber kann man den erſten 
Schritt thun, daß man die Arbeitshäuſer auf das Land verlegt. 
Man ſagt nun weiter: Die Leute verwahrlosten in den Arbeits- 
häuſern. Ich kann nur wiederholen: Gehen Sie durch das Armen- 
viertel unſerer größeren Städte, ſehen Sie das Treiben der Armen 
an, wie ſie in großen Kaſernen und in den miſerabelſten Wohnungen 
dort nebeneinander wohnen, und dann ſehen Sie ſich das Armenhaus 
an, und fragen Sie, wo die Gefahr der Verwahrlosung größer iſt. 
Ich will nun noch auf die Verhältniſſe desjenigen Landes ein- 
gehen, welches die reichſten Erfahrungen in Bezug auf die Armen— 
pflege hat — Großbritannien, das ſo viele verſchiedene Syſteme wie 
Landestheile hat. In Schottland war die Armenpflege vorzugsweiſe 
kirchlich, und heute noch hat dort die Kirche in dieſer Sache die Macht 
bewahrt. In Irland iſt ſie rein ſtaatlich, dort hat die Kirche mit der 
Armenpflege nichts zu thun und in England herrſcht das gemiſchte 
Syſtem. Alle drei find auf verſchiedenen Wegen zu demſelben Reſultate 
gekommen, nämlich zur Anwendung des Syſtems der geſchloſſenen 
Armenpflege. Am ſchärfſten iſt das Syſtem in Irland durchgeführt, 
weil der Staat der Erſte war, der ſich mit der Durchführung der 
Armenpflege dort beſchäftigte. 
Ich glaube, die Geſchichte aller Armenverwaltun 
Beweis, daß man die Armenhäuf 
Ich bin auch überzeugt, daß, 
ſchloſſenen Armenpflege mehr un 


gen führt den 
er in der That nicht entvehren kann. 
wenn wir zu dem Syſteme der ge— 
) d mehr übergehen, die Frage des Unter- 
ſtützungswohnſitzes — in Deutſchland erwirbt man denſelben bekanntlich 
nach zwei Jabren ununterbrochenen Aufenthalts — ſich ganz anders 
geſtaltet wie jetzt. Ich bin der Ueberzeugung, daß die Friſt für den 
Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes kürzer gezogen werden kann, ja, 
ich halte es nicht für unmöglich, daß man den Unterſtützungswohnſitz 
wird aufgeben können. Auch Irland hat ihn nicht. Wer die Anzahl 
von Weitläufigkeiten, Schreibereien und Unkoſten kennt, die mit den 
Verhandlungen zwiſchen den einzelnen Armenverbänden, um die Wieder⸗ 
erſtattung der Ausgaben der Armenpflege zu erlangen, verbunden ſind, 
der wird jeden Schritt mit Freuden begrüßen, der ſchneller oder lange 
ſamer zu dem Ziele führt, im Weſentlichen den Grundſatz zur Geltung 
zu bringen: „Der Arme wird da unterſtützt, wo er ſich befindet; der 
Aufenthaltsort iſt auch fein Unterſtützungswohnſitz.“ (Bravo!) Das 
klingt radical; aber ich hoffe, wenn der Congreß bei einer der nächſten 
Verhandlungen Gelegenheit haben wird, dieſe Seite der Armenpflege 
gründlich in Erwägung zu ziehen, wird es ſich vielleicht an der Hand 
von Thatſachen zeigen laſſen, daß die Sache nicht ſo bedenklich iſt und 
daß man gleichwohl die Freizügigkeit wird beſtehen laſſer können. 
Meine Herren! Ich will zum Schluſſe noch eine Bemerkung 
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machen. Ich gebe Ihnen meine Reſolution in Bezug auf die einzelnen 
Ausdrücke vollkommen preis. Ich bin kein unbedingter Anhänger irgend 
eines beſtimmten Syſtems in der Armenpflege Wenn die Decentrali⸗ 
ſation, ſo ideal, wie ſie nach Elberfeld's Vorbild geſchaffen werden 
kann, ſich durchführen läßt, dann wird ſie ſicherlich gut wirken. Ich 
bin aber überzeugt, daß ich mit der centraliſirten Armenpflege dasſelbe 
erreichen kann, was Elberfeld mit der decentraliſirten erreicht. Das 
Syſtem entſcheidet nicht, ſondern die Kräfte, welche mit dem Syſteme 
arbeiten. (Bravo!) Aendern Sie an meiner Reſolution, was Sie 
wollen, aber ich erſuche Sie, wenigſtens den einen Satz ſtehen zu 
laſſen, daß die Gemeinde befugt fein ſoll, Demjenigen, der die öffent⸗ 
liche Armenunterſtützung nachſucht, die Unterſtützung in einer Armen⸗ 
anſtalt unter der Controle der unterſtützenden Behörde zu gewähren. 
Ihrem Ermeſſen muß es auch anheim geſtellt ſein, ob der Fall geeignet 
für das Armenhaus iſt oder nicht. Man wird Familien mit ſechs oder 
acht Kindern in der Regel ſelbſtverſtändlich nicht in die Armenhäuſer 
ſchicken; es wäre Thorheit, und würde ſich für die Dauer ſehr beſtrafen. 
Aber man ſoll den Armenverwaltungen nicht wehren, einzelne erwachſene 
Perſonen, die noch arbeitsfähig find oder über deren Bedürftigkeit 
man kein ſicheres Urtheil gewinnen kann, in die Armenhäuſer zu über⸗ 
weiſen. Leider exiſtirt in Bezug auf die Armenpflege noch immer eine 
gewiſſe Gedankenloſigkeit im Publicum und auch in der gebildeten 
Welt. Es find gewiſſe, aus falſcher Auffaſſung der kirchlichen Armen . 
pflege entſtandene Vorurtheile, mit denen wir von Tag zu Tag 
kämpfen und nach denen es eine ungerechtfertigte Härte iſt, die Leute 
ins Armenhaus zu geben. Ich glaube, daß wir in einer Zeit leben, 
in welcher es angemeſſen iſt, den arbeitenden Claſſen gegenüber nicht 
bloß von ihren Rechten zu ſprechen, ſondern ihnen ganz beſonders 
auch vorzuhalten, welche Pflichten und welche Verantwortlichkeit mit 
der Freiheit verbunden ſind. (Bravo!) Der volkswirthſchaftliche Congreß 
hat von ſeinem Beſtehen an mit aller Kraft dahin gedrängt, eine 
freie Bahn für den Erwerb zu ſchaffen, und die Schranken nieder⸗ 
zureißen, welche der Arbeit entgegenſtanden. Man mag aber auch aus⸗ 
ſprechen, daß derjenige, der die freie Bahn für die Arbeitskraft hat, 
auch die volle Verantwortlichkeit übernimmt für den Fall, daß er 
nicht dafür Sorge getragen, einen Nothgroſchen zurückzulegen für die 
alten Tage. Man muß überall dafür wirken, daß das Bewußtſein in 
die Maſſen dringt, daß es die erſte Pflicht iſt, für ſich ſelbſt und die 
Familie den Unterhalt zu ſchaffen, und daß es ſchimpflich iſt, auf 
öffentliche Koſten zu leben, wenn man noch durch die eigene Anſtren⸗ 
gung ſich erhalten kann. Nehmen Sie das Princip der geſchloſſenen 
Armenpflege als zuläſſig an Sie wird mit dem dazu beitragen, daß 
jenes Bewußtſein in die Maſſen dringt. 

Profeſſor Gneift (Berlin): Meine Herren, erlauben Sie mir 
hier, wie in Mainz einige Bedenken gegen die vorgeſchlagene Reſo⸗ 
lution anzuregen. Die Armenhäuſer haben auch ihre Schattenſei⸗ 
ten, die im Berichte nicht ſtark genug hervorgetreten ſind. Es liegt 
dies in dem Syſtem ſelbſt; denn ich kann ſie verſichern, daß wenige 
Verwaltungen ſeit dreißig Jahren fo viel gethan haben, wie die 
Armenverwaltungen. Die Uebel ſind nun einmal nicht zu heben; es 
liegt dies in der menſchlichen Seite. Sie löſen mit den Armen⸗ 
häuſern nothwendig den Familienverband auf. Sie können dem 
Namen nach, wie neuerdings geſtattet iſt, die Frau mit dem Manne 
wohnen laſſen, doch der Familienverband iſt nothwendig gelöst; es 
beſteht keine andere Beziehung weiter wie zwiſchen der Mutter und 
dem Säugling. Sie reißen den Armen auch aus allen geſellſchaft⸗ 
lichen Verbindungen heraus; Sie nehmen ihm das letzte Motiv des 
Ehrgefühls, auf normalem Wege innerhalb der Geſellſchaft ſich weiter 
fortzuarbeiten. Sie iſoliren ihn; er fühlt ſich ohne Zuſammenhang 
mit der Geſellſchaft und dieſe mit ihm. Nun iſt es zwar richtig, daß 
man häufig die Vergleichung der Arheitshäuſer mit Gefängniſſen 
übertrieben hat; die Hausordnung iſt ſo milde, wie ſie irgend ſein 
kann; aber gewiſſe Seiten des Gefängnißlebens ſind untrennbar 
vom Arbeitshauſe, und ſo weit ich ſie kenne, ſind ſie trotz aller 
Milderung ſeit 30 Jahren nirgends beſſer geworden. Es iſt nicht 
die verzweifelte Stimmung der Sträflinge, die Sie im Armenhauſe 
finden; aber es iſt die tiefe deprimirte Stumpfheit, die ſich des 
Geiſtes bemächtigt. Der Menſch, der erſt im Arbeitshaus auf Monate 
Quartier genommen hat, erſcheint in der deprimirten Lage eines 
Menſchen, der ſich aus eigener Energie, aus eigener elaſtiſcher Be⸗ 
wegung heraus nie wieder zu einem ſympathiſchen, activen Mitgliede 
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der Geſellſchaft erhebt. Es iſt alſo eine Iſolirung und Herausreißung 
aus der Geſellſchaft mit dem Armenhaus⸗Syſtem verbunden, zu dem 
man nicht ſchreiten ſoll, ehe nicht die dringendſte Nothwendigkeit vor- 
liegt, ehe man nicht ſo weit gekommen iſt, zwiſchen zwei ſehr großen 
Uebeln das wirthſchaftlich wenigſtens geringere Uebel in dem Armen: 
hauſe zu wählen. 

Ich kann Sie verſichern, meine Herren und das hat auch mir 
gegenüber Mr. Göſchen jederzeit zugeſtanden, daß, wenn man das 
Armenhaus⸗Syſtem vermeiden könnte, wenn es möglich wäre, England 
den Begriff von Communalleben zu geben, den es lange nicht mehr 
hat, man wahrhaftig nicht mit Freuden zu dem Armenhaus⸗Syſtem 
gegriffen haben würde. Die Sache liegt meines Erachtens der Rich— 
tung nach anders als der Herr Referent beantragt. Ich geſtehe Ihnen 
zu: Es gibt Zuſtände, in denen das Armenhaus nöthig iſt, aber beſſer 
iſt es, wenn man bis zum letzten Punkte hält, was ſich halten läßt, 
eine Armenpflege ohne die Armenhausbaſtille. Ich betrachte es als 
eine Hauptehre unferes deutſchen Lebens, daß wir, Gott ſei Dank ſo— 
weit noch nicht find; ich erhebe Bedenken, den Uebergang ſo leicht 
darzuſtellen, als ob derſelbe gar nichts auf ſich hätte, als ob dies bloß 
eine wirthſchaftlich zweckmäßige Maßregel wäre. Nein, meine Herren! 
Daß wir in Deutſchland dies Syſtem als Regel nicht nöthig haben, 
dafür ſprechen ſchon unſere weit überwiegenden ländlichen und klein— 
ſtädtiſchen Verhältniſſe; der Herr Referent ſelbſt will auch daran nicht 
rütteln. Alle etwaigen Reformen in ſeinem Sinne würden dort dem 
heftigſten Widerſpruch begegnen, ſchon weil die jetzige Verpflegung 
viel wohlfeiler iſt und ſie die kleinen Gemeinden andernfalls zu einer 
theuren Geldwirthſchaft zwingen würden, von der fie nichts wiſſen 
wollen. Aber ſelbſt auch in den Großſtädten — und das iſt ein Vor⸗ 
zug und eine Ehre des deutſchen Lebens — finden fie das aͤußerſte 
Widerſtreben gegen dieſes Losreißen des Armen aus dem geſellſchaft— 
lichen und Familienverbande; ja die größten Städte arbeiten mit der 
größten Aufopferung dahin, dieſen Ausgang ſo lange wie möglich 
hinzuhalten. 

Sie finden auch in Großſtädten dieſes Widerſtreben, was nicht 
aus beſchränkten wirthſchaftlichen Verhältniſſen herrührt, ſondern aus 
dem ſehr berechtigten menſchlichen Gefühle, ein Streben, welches ſo 
lange wie es menſchenmöglich iſt, an der Individualiſtrung der Armen⸗ 
pflege feſt hält, daß derjenige, der die Armenpflege aus der Gemeinde 
heraus beſorgt, noch individuell verkehrt, perſönlich die Bekanntſchaft 
macht, ſich bekuͤmmert um das Wohl und Wehe des Armen und noch 
die Gelegenheit wahrnimmt, denſelben in eine neue Arbeitsthätigkeit 
zu bringen, ohne daß er unlösbar der Armenpflege verfällt. Sie 
finden dieſe Richtung, die auf die Vergangenheit des Armen Rück⸗ 
ſicht nimmt, das Ehrgefühl einer Perſon zu ſchonen ſucht; Sie finden 
die Achtung vor dem Familienleben des Armen, was man ſelbſt in 
der verkümmerten Geſtalt nicht gern vollſtändig auflöst, bei uns in 
Deutſchland. Sie können das großartigſte Beiſpiel dieſer deutſchen 
Oppoſition gegen die rein wirthſchaftliche Behandlung der Armen⸗ 
pflege in Berlin ſehen; dort können Sie finden, daß bei einer Be- 
völkerung von 800- bis 900,000 Seelen 1500 bis 1700 Menſchen 
ſich perſöͤnlich damit abgeben, — was nach dem Armenhaus⸗Syſtem 
in England, durch eine ſehr kleine Zahl von Beamten möglich iſt, — 
in die Armenwohnungen hinabzuſteigen, die Keller zu beſuchen und 
die Armenpflege individuell aufrecht zu erhalten. Das geht vom 
Handwerker hinauf bis zum Fürſten innerhalb der ſtädtifchen Ver⸗ 
waltung. So lange dieſe Richtung zu halten iſt. — es wird dies 
zwar von Jahr zu Jahr ſchwieriger, denn die Großſtädte ſind eine 
locker zuſammengefügte Maſſe — wollen wir ſie halten und die 
äußerſten Opfer dafür bringen. Ich kann ſie verſichern, daß jährlich 
Vorſchläge auftauchen: „Wollen wir die Sache nicht wirthſchaftlich 
vereinfachen? wir haben ſo viele Unebenheiten, ſo viele perſönliche 
Arbeiten“, — dennoch kann ich hinzufügen, daß der Sinn für In⸗ 
dividualiſirung der Armenpflege immer wieder die Oberhand behält 
und vorausſichtlich noch eine Anzahl von Jahren behalten wird. Wenn 
das Uebergangsſtadium von der Individualiſirung der Armenpflege 
zur Armenhauspflege in den Großſtädten ſich ſo lange hinzieht, ſo 
halte ich den Zeitpunkt noch nicht für ſo nahe, wie die beiden Herren 
Referenten annehmen; daß wir zu einem Syſtem übergehen ſollen, 
deſſen wirthſchaftlichen Vortheil man nur mit ſehr ſchweren Opfern 
auf der rein menſchlichen Seite erkaufen kann. Namentlich verdenken 
ſie es uns Juriſten nicht, wenn wir ſo lange wie möglich an der 


Individualiſirung feſthalten. Wir haben den Grundſatz mit der Hu: | 
manifirung des Strafrechtes aufgenommen, daß man nur ſtrafen 
jolle im äußerſten Nothfalle, daß wir jedes andere Mittel dem harten 
Mittel der Strafe vorziehen ſollen. Ein Armenhaus iſt trotz aller 
mildernden Maßregeln der Verwaltung mit den weſentlichen Merk— 
malen der Strafanſtalt behaftet. Wir, die wir im Strafrecht heute 
endlich zu der Einſicht kommen, daß das alte Strafrecht gefehlt hat 
durch die harte Regel der Schematiſirung, wir werden wenigſtens 
nach unſeren Kräften dahin arbeiten, daß wir den nothwendigen 
Schematismus des Armenrechtes wenigſtens fo lange vom deutſchen 
Leben abzuhalten fuchen, als noch ein Reſt von communaler Zu⸗ 
ſammengehörigkeit unter den ſchwierigen Verhältniſſen der Großſtädte 
zu erhalten iſt. 5 

Ich komme in meinem Reſume dahin: Ich muß dem Herrn 
Referenten darin Recht geben, daß es Zuſtände gibt, in denen es 
obne das Armenhaus nicht geht, wo man das Armenhaus nehmen 
muß, weil man die Armenpflege nicht mehr individualiſiren kann, 
dann muß man die Armenpflege weſentlich nach den em en 
einrichten, die Sie vertreten. Aber das prineipale Beſtreben liegt 
nicht in der wirthſchaftlichen Seite, die Armenhauſer recht zweckmäßig 
einzurichten, ſondern darin, vom deutſchen Leben ſo lange wie möglich 
dieſe Nothwendigkeit abzuhalten. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
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Kenntniß genommen und in das Regiſter über freie Gewerbe einge⸗ 
tragen. 

. Gegen dieſe Verfügungen erſter Inſtanz hat die Gemeinde H., 
welche eine eigene Gasanſtalt beſitzt, den Statthaltereirecurs einge⸗ 
bracht, worin geltend gem acht wurde: der Handel mit Gas, einem 
feuergefährlichen explodirenden Stoffe, könne nach Analogie des § 16 
der Gewerbeordnung nicht als ein freies Gewerbe, müſſe vielmehr 
wie ein conceſſionirtes Gewerbe behandelt werden, was ſich 
ſchon aus dem bisher noch giltigen Hofkanzleideerete vom 27. April 
1845, 3. 9414, ergebe. Die Bezirkshauptmannſchaft habe ſich auch 
nicht die Ueberzeugung verſchafft, ob die für den eigenen Bedarf 
errichtete Gasanſtalt zur Erzeugung von Gas von beliebig großer 
Menge geeignet ſei. Es ſeien auch mittlerweile Gebäude in der Nähe 
der Gasanlage aufgeführt worden und bätten ſich die Localverhält— 
niffe derart geändert, daß eine größere Ausdehnung der Anſtalt aus 
ſanitären und anderen öffentlichen Bedenken nicht zuläſſig ſei. 

Die Statthalterei hat dieſen Recurs zurückgewieſen mit nach— 
ſtehender Motivirung: „Es ſind nach § 40 der Gewerbeordnung 
Aenderungen in der Betriebsanlage oder in der Fabricationsweiſe, 
durch welche einer der im § 31 der Gewerbeordnung vorgeſehenen 
Umſtände eintritt, zur behördlichen Kenntniß zu bringen, welche zu 
beurtheilen hat ob eine neue commiſſionelle Verhandlung ftattzufin = 
den babe. Nachdem es vorliegenden Falles geſtattet worden iſt, daß 
die beſtehende Gaswerks-Betriebsanlage unverändert auch zur Erzeu— 
gung von Gas an Dritte beuützt werde, oder deutlicher, daß das in dieſer 
Betriebsanlage erzeugte Gas auch an Dritte verkauft werden könne, 
dieſe Geſtattung aber die Folge involvirt, daß auch in der mit dem 


Erlaſſe der Bezirksbauptmannſchaft genehmigten Fabricationsweiſe, 


welche unſtreitig ein weſentlicher Factor einer Betriebsanlage iſt, nichts 


Actiengeſellſchaften können vom 
zu welchen fie nach Maßgabe ihrer Geſellſchaftsſtatuten berechtigt er⸗ 


ſcheinen, ausgeſchloſſen werden 
Gewerbliche Qualität des Handels mit Leuchtgas. 


Nach Maßgabe der vom Miniſterium des Innern unterm 


30. Juni 1869 genehmigten Statuten der „Prag⸗Wiener Actiengeſell⸗ 
ſchaft für Fabrication von Waggons und Eiſenbahnbedarf“ iſt der 
Zweck dieſer Geſellſchaft, die Fabrication und der Betrieb aller zur 
Ausrüſtung von Eiſenbahnen und anderen Transportsmitteln erfor⸗ 
derlichen Gegenſtände als: Waggons, Locomotive, Tender ꝛc. ꝛc. ſo⸗ 
wie im Allgemeinen auch folder Artikel von Holz, Metall u. ſ. w., 
welche durch die dem Unternehmen zu Gebote ſtehenden Einrichtun⸗ 
gen erzeugt werden können. 

Ueber Anſuchen dieſer Actiengeſellſchaft und auf Grund der 
durchgeführten Edictalverhandlung hat die Bezirkshauptmannſchaft die 
Belriebsanlage einer Gasbereitungsanſtalt für den eigenen Bedarf 
der Waggonfabrik in B. genehmigt. 

Die Actiengeſellſchaft machte nach einiger Zeit die Anzeige, daß 
fie beabſichtige, den für den eigenen Bedarf nicht benöthigten Theil 
des erzeugten Gasquantums an dritte Perfonen käuflich zu über⸗ 
laſſen; nachdem die bereits genehmigte Anlage der Gashereitungs⸗ 
anſtalt es geſtattete. ohne Aenderung der Betriebsanlage 
Gas an dritte Perſonen abzugeben, bedürfe es keines weiteren Ver⸗ 
fahrens und werde daher nun die Erzeugung und Abgabe von Gas 
an dritte Perſonen als freies Gewerbe angemeldet. 

Die Bezirkshauptmannſchaft bedeutete hierauf der genannten 
Aetiengeſellſchaft, daß bei dem Umſtande, als die beſtehende Betriebs- 
anlage ausdrücklich nur für den eigenen Bedarf der Waggon 
fabrik in B. genehmigt worden ſei; da ferner durch die Erzeugung 
von Gas zum Verkaufe der Betriebsumfang jedenfalls erweitert 
würde, und da ohne vorhergegaugene Prüfung der hierbei in Betracht 
ommenden Umſtände die Erweiterung des Betriebsumfanges nicht 
einfach zur Kenntniß genommen werden könne, jo genüge auch die 
einfache Anmeldung des Gasverkaufes nicht und werde der Geſell— 
ſchaft freigeſtellt, um die Genehmigung der für den eigenen Bedarf 
errichteten Betriebsanlage auch zur Erzeugung von Gas zum Ver⸗ 
kauf anzuſuchen. Ueber ein im vorſtehenden Sinne eingebrachtes Ein⸗ 
ſchreiten hat die Bezirkshauptmannſchaft die ertheilte Genehmigung 
der Betriebsanlage einer Gasbereitungsanſtalt für den eigenen Bedarf 
dahin erweitert, daß die beſtehende Gaswerks⸗Betriebsanlage auch zur 
Erzeugung von Gas für dritte Perſonen benützt werden kann. Zu⸗ 
gleich wurde die Anmeldung des Gasverkaufes genehmigend zur 


| 3. 17.428, 


Die angefochtenen Entſcheidungen, 


auf 4 Jahre verabredet. 


Betriebe anderer Gewerbe, als geändert werden dürfe, fo erſcheinen die Recursmotive nicht ſtichhältig 


und ſtelle ſich der Vorgan 
fert'gt dar“. 

Im Miniſterialrecurſe betonte die Gemeinde H., daß die frag- 
liche Actiengeſellſchaft nach ihren Statuten kein Recht habe, Gas 
für Dritte zu erzeugen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. December 1873, 
in folgender Weiſe entſchieden: „Wiewohl vom Stand- 
punkte der Gewerbeordnung gegen die Anmeldung des gewerbsmäßi⸗ 
gen Betriebes des Gasverkaufes von Seite der Prag⸗Wiener Actien⸗ 
geſellfchaft für Fabrication von Waggons und Eiſenbahnbedarf kein 
Anſtand obwalten würde, ſo kann deſſenungeachtet der genannten Ac⸗ 


3 der Bezirkshauptmannſchaft als gerecht⸗ 


tiengeſellſchaft die Berechtigung zum gewerbsmäßigen Betriebe des 
Gasverkaufes aus dem Grunde nicht eingeräumt werden, weil dieſelbe 


hiezu nach Maßgabe ihrer Geſellſchaftsſtatuten nicht berechtigt iſt. 
inſoweit mit denſelben der genann⸗ 


ten Actiengeſellſchaft der gewerbsmäßige Betrieb des Gasverkaufes 
geſtattet worden iſt, werden ſomit außer Kraft geſetzt“. K. 


Im Falle der Aufkündigung eines Lehrverhältniſ 
0 1 iſſes 
Jew. Ord. kann die vom Lehrherrn mit e nen 
Ord. geforderte Schadloshaltung nicht als Bedingung der Auf- 
löſung des Lehrverhaltniſſes gelten. f 


Kaspar H., Sohn der verwitweten Maria 5 Inn ein z 
wurde am 1. Mai 1871 zu dem Vergolder Solo Se 0 d 
Lehre gebracht. Lehrgeld wurde keines bedungen, die Lehrzeit aber 
Im Auguſt 1873, alſo nach 2 7 jähriger 
a die Mutter ihren Sohn aus der Lehre nehmen, weil 
derſelbe angeblich keine Freude an dem Gewerbe hätte und weil ihn 
fein Taufpathe der Cantinwirth R. als Kellnerjunge zu ſich nehmen 
wolle. Da der Lehrherr erklärte, in dieſe Löſung des Lehrverhältniſſes 
nicht willigen zu wollen, ſo kündigte die Mutter des Lehrlings mit 
ausdrücklicher Berufung auf den § 97 der Gew. Ord. förmlich das 
Lehrverhältniß, unter der Angabe, daß ihr Sohn ein anderes Metier 


Lehrzeit wollte die 


erlernen wolle. Der Lehrherr Joſeph O. gab darüber bei der Be- 
hörde die Erklärung ab, 1 f ie Be 


daß er zwar für den Fall, als die Be— 
dingungen des § 97 Gew. Ord. vorhanden ſind, die Kündigung 
annehme, dafür aber für die Verköſtigung des Lehrlings durch mehr 
als 2 Jahre nach § 99 Gew. Ord. eine Schadloshaltung in dem Be⸗ 


trage pr. 50 fl. anſpreche. Hingegen erklärte Maria H. die wenngleich nicht 


unbillige Schadloshaltung nicht leiſten zu wollen, da fie außer 
Stande ſei, die geforderte Summe zu bezahlen. 

Bei dieſer Streitlage fällte die erſte Inſtanz das Erkenntniß 
dahin, daß Kaspar H. ſchuldig ſei, die bedungene Lehrzeit bis 1. Mai 
1875 bei O. zu vollenden und daß die Mutter Maria H. mit ihrem 
Begehren, das Lehrverhältniß durch die 14tägige Kündigung nach 
§ 97 Gew. Ord. als gelöst zu betrachten, abgewieſen werde. 

Die Begründung dieſer Entſcheidung lautete: „Der § 97 der 
Gew. Ord. geſtatte zwar allerdings, daß der Lehrling gegen eine 
14tägige Aufkündigung die Lehre verlaſſen kann, wenn er feinen Be⸗ 
ruf ändert oder zu einem anderen Gewerbe übergeht, und Maria H. 
ſtütze hierauf ihr Begehren. Allein dieſer Paragraph müſſe in Ver⸗ 
bindung mit dem § 99 Gew. Ord. gebracht werden, wonach der Lehrherr 
bei einem vorzeitigen Abbruche der Lehrzeit nach §§ 79, 80 und 81 
Gew. Ord. eine Schadloshaltung verlangen könne. Dem O. ſei durch die 
Verköſtigung des noch nichts leiſtenden Knaben ein empfindlicher Schade 
erwachſen und der Erſatzanſpruch desſelben ſei durchaus nicht hoch— 
gegriffen, wie die Mutter ſelbſt zugebe. Nachdem ſie aber den Betrag 
von 50 fl. nicht zu zahlen vermöge, müſſe dieſelbe mit dem Begehren 
auf Löſung des Lehrverhältniſſes abgewieſen werden“. 

Im Statthaltereirecurſe bekämpfte Maria H. dieſes Erkenntniß, 
welches ihr nach § 97 Gew. Ord. zweifelloſes Kündigungsrecht ver⸗ 
kümmere und die Beſtimmung dieſes Paragraphes ganz illuſoriſch 
mache und beſtritt die Anwendbarkeit des $ 80 Gew. Ord., von dem 
doch allein die Rede ſein könnte, weil dieſer Paragraph die Löſung 
des Arbeitsverhältniſſes ohne geſetzlichen Grund vor Augen habe, 
während hier der geſetzliche Grund des § 97 vorliege. Sollte dem 
O. deſſenungeachtet ein Erſatzanſpruch zuſtehen, ſo müßte dieſer nach 
dem Lehrvertrage beurtheilt werden. Ein ſolcher wurde aber im Sinne 
des § 90 Gew. Ord. gar nicht abgeſchloſſen und O. müßte daher ſeinen 
Erſatz im Rechtswege ſuchen und die Ziffer feines Schadens nachweiſen. 
Nach dem recurrirten Erkenntniſſe beſtände für O. eine Art geſetzliches 
Pfand⸗ oder Retionsrechtes auf den Lehrling bis zur Zahlung des 
Schadenerſatzes, was denn doch eine haarſträubende Interpretation 
des Geſetzes ſein würde. 

Hierüber hat nun die Statthalterei unter Aufhebung des Er⸗ 
kenntniſſes der erſten Inſtanz erkannt, daß Kaſpar H. berechtigt ſei, 
die Lehre bei O. zu verlaſſen, und daß Letzterer ſeinen vermeintlichen 
Erſatzanſpruch im Rechtswege geltend zu machen habe. 

Dieſe Entſcheidung wurde damit motivirt: „daß der § 97 
Gew. Ord. dem Lehrling geſtattet, die Lehre gegen eine 14tägige Kündi⸗ 
gung zu verlaſſen, wenn er zu einem anderen Gewerbe übertritt, 
welche Bedingung hier vorhanden ſei. Die Anwendung des § 99 mit 
den Beſtimmungen der §§ 79, 80 und 81 Gew.⸗Ord. auf den vor⸗ 
liegenden Fall ſei unthunlich, weil der § 97 die frühere Auflöſung 
des Lehrverhältniſſes nur an die Bedingung der Kündigung und der 
Aenderung des Berufes oder Gewerbes knüpft und weil die §§ 79, 
80 und 81 nur in Fällen eines vorzeitigen Austrittes oder beim 
Tode des Arbeiters platzzugreifen haben.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Lehrherr Joſeph O. den Mi— 
niſterialrecurs ergriffen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. Jaͤnner 1874, 
3. 954 die Entſcheidung der Statthalterei, inſoferne mit derſelben im 
Grunde des § 97 der Gew. Ord. die Löſung des Lehrverhältniſſes 
zwiſchen dem Vergolder Joſeph O. und dem Lehrlinge Kaſpar H. 
ausgeſprochen worden iſt, unter Zurückweiſung des von dem erſteren 
dagegen angemeldeten Recurſes beſtätigt, „weil die Bedingungen, unter 
welchen der § 97 der Gew. Ord. die Löſung des Lehrverhältniſſes vor 
Ablauf der bedungenen Lehrzeit geſtattet, in dem vorliegenden Falle 
erfüllt worden ſind, und die Berichtigung der eventuell nach § 99 
der Gew. Ord. dem Lehrherrn gebührenden Schadloshaltung aller— 
dings eine Folge, niemals aber eine Bedingung des vorzeitigen Ab⸗ 
bruches der Lehrzeit bilden kann.“ Inſoweit jedoch mit derſelben 
Statthalterei⸗Entſcheidung der Lehrherr mit feinem Schadloshaltungs— 
anſpruche auf den Civilrechtsweg verwieſen worden iſt, wurde dieſe 
Entſcheidung behoben und die Statthalterei aufgefordert, ruͤckſichtlich 
des Schadenerſatzanſpruches des Joſeph O. der erſten Inſtanz die 
Entſcheidung aufzutragen, nachdem die politiſchen Behörden nach § 102 
der Gew. Ord. berufen ſind, über derlei Streitfälle zu erkennen. 

r. 
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Die bedingte Competenz der politifchen Behörden in Dienſtſtreitig⸗ 
keiten erſtreckt ſich nicht auch auf Streitigkeiten aus einem „Ian: 
löhner“⸗Verhaältniſſe. 


Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Graz hat unterm 6. December 
1873, 3. 11.695 (beſtätigt von der Statthalterei unterm 30. De⸗ 
cember 1873, 3. 16.613) erkannt, die Glasfabriksdirection in K. ſei 
nicht ſchuldig. dem Taglöhner Joſeph F. eine Lohnentſchädigung von 
12 fl. zu leiſten; letzterer habe jedoch die Zeugengebühr von J fl. 50 kr. 
für Joſeph P. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu bezahlen. 

Ueber den Recurs des Joſeph F. hat das Miniſterium des 
Innern unterm 15. Februar 1874, 3. 1626 die recurrirten Ent⸗ 
ſcheidungen wegen mangelnder Competenz der politiſchen Behörden 
behoben und die Anfprüche des nach den gepflogenen Erhebungen als 
Taglöhner aufzufaſſenden Joſeph F. auf den Rechtsweg gewieſen, 
„weil unter der Vorausſetzung eines bloßen Taglöhner-Verhältniſſes 
in Hinblick auf $$ 73 und 102 der Gewerbeordnung, durch welche 
die Miniſterialverordnung vom 7. December 1856, R. G. Bl. Nr. 224 
nun näher beſtimmt iſt, ſich die Competenz der Verwaltungsbehörden 
zur Entſcheidung der vorliegenden Streitigkeit privatrechtlicher Natur 
nicht begründen läßt“. R 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der böhm. Finanzlandesdirection 
Anton Machotka den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Stattha tereirath in Lemberg Dr. Eduard Ritter v. Podlewski zum Hof- 
rathe und Finanzprocurator daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Seetlonsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär des Handelsminiſteriums Theodor Taulow Ritter 
v. Ro ſenthal anläßlich deſſen Penſion irung den Orden der eifernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät baben dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialſeeretärs 
beklrideten Miniſterial⸗Viceſecretär des Handelsminiſteriums Dr. Adalbert Hofmann 
eine Miniſterialſecretärsſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Kategorie Erneſt Ritter v. 
Mayr den Stern zum Comthurkreuze des Franz Jofeph⸗Ordens, dem k. und k. 
Generalconſul Georg Ritter v. Wyneken den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe und den Honorar⸗Legationsſecretären Leopold Freiherr v. Gude nus und Dr. 
Franz Schießl denſelben Orden dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hof- und Miniſterialconcipiſten im Miniſterium 
des Aeußern Dr. jur. Guſtav Ritter v. Ohms eine Hof- und Miniſterialſecretärs⸗ 
ſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im k. k. Miniſte⸗ 
rium für Landesvertheidigung Alexander Kletzinsky bei deſſen Penſionirung das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den k. k. geheimen Rath und Kämmerer Franz Grafen 
Zichy⸗Väaſony ke b zum außerordentlichen Botſchafter bei der hohen Pforte ernannt. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Wilhelm Freiherr v. Schwa r z⸗ 
Senborn zum a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter bei der Regierung 
der nordamerikaniſchen Vereinigten Staaten ernannt. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Miniſterreſidenten für China, Japan 
und Siam und Generalconſul in Shanghai Heinrich Freiherrn v. Calice zum 
k. und k. diplomatiſchen Agenten und Generalconſul in Bukareſt ernannt und dem⸗ 
ſelben Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath Commerzkanzleidirector und Gene— 
ralconſuls⸗Stellvertreter in London Ignaz Ritter v. Schäffer zum k. und k. Mini⸗ 
ſterreſidenten bei den Höfen v. China, Japan und Siam und Generalconſul in 
Shanghai ernannt und die proviſoriſche Verwendung des k. und k. diplomat Agenten 
und Generalconſuls Guſtav Freiherr v. Schreiner als Commerzkanzleidirector bei 
der k. und k. Botſchaft in London und Generalconſul⸗Stellvertreter daſelbſt genehmige . 

Seine Majeftät haben dem penſionirten Rechnungsrathe des Finanzminiſteri⸗ 
ums Joſeph Mar ſchall taxfrei den Titel eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Der Finanzminifter hat den Finanzobercommiſſär Jakob Stanzer zum 
Finanzſecretär und den den Finanzeommiſſär Geord Pliemitſcher zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär für den Bereich der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. h 

Der Handelsminiſter hat dem Miniſterialconcipiſten des Handelsminiſteriums 
Joſeph Navratil eine Miniſterial⸗Viceſecretärsſtelle und dem Bezirkscommiſſär 
Franz Safarik eine Miniſterial⸗Concipiſteuſtelle im Handelsminiſterium verliehen, 

Der Miniſter für Cultus und Unterrtcht hat die bei der k. k. Studienbibliothek 
in Salzburg erledigte Seriptorsſtelle dem Bibliothekar und Archivar der Stadt Eger 
Georg Schmid verliehen. 


Erledigungen. 


Finanzwachcommiſſärsſtelle in Nieder Oeſterreich in der zehnten Rangsclaſſe, 
bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 63.) 1 

Baurathsſtelle der ſiebenten Rangsclaſſe bei der dalmatiniſchen Statthalterei, 
bis Ende April. (Amtsblatt Nr. 67.) 

Oberingenieursſtelle im küſtenländiſchen Staatsbaudienſte in der achten Rangs⸗ 
claſſe eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe und eine Bau⸗Ad⸗ 
junctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. April. (Amtsblatt Nr. 68.) 


— 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


